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Aus Gründen der Lesbarkeit sind im Satzungstext durchgängig alle Perso-
nen, Funktionen und Amtsträgerbezeichnungen in der männlichen Form 
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ons- und Amtsträger angesprochen.
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Männern besetzt werden.
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SATZUNG

Turnverein von 1907 Coburg-Ketschendorf e. V.

A. Allgemeines 

§ 1 Name, Sitz, Eintragung und Geschäftsjahr

(1) Der Verein führt den Namen Turnverein von 1907 Coburg-Ketschen-
dorf e. V.

(2) Der Verein hat seinen Sitz in Coburg und ist im Vereinsregister des
Amtsgerichts Coburg unter der Nr. VR 233 eingetragen.

(3) Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.

§ 2 Vereinszweck und Vereinstätigkeit

(1) Vereinszweck ist die Pflege und Förderung des Sports.

(2) Die Verwirklichung des Vereinszwecks erfolgt insbesondere durch:

     a)  entsprechende  Organisation  und  Abhaltung  eines  geordneten
Sport-, Spiel-, Übungs- und Kursbetriebes für alle Bereiche, einschließlich
des Freizeit- und Breitensports,

      b) Instandhaltung der Sportanlagen, Turnhallen einschließlich der Ge-
meinschaftsräume sowie der Turn- und Sportgeräte

     c) die Teilnahme an sportspezifischen Vereinsveranstaltungen, 

     d) die Beteiligung an Turnieren und Vorführungen, sportlichen Wett-
kämpfen, 

     e)  Aus-/Weiterbildung und Einsatz  von sachgemäß ausgebildeten
Übungsleitern, Trainern und Helfern.

 (3) Der Verein ist politisch und konfessionell neutral.
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§ 3 Gemeinnützigkeit

(1) Der  Verein  verfolgt  ausschließlich  und  unmittelbar  gemeinnützige
Zwecke  im  Sinne  des  Abschnitts  „Steuerbegünstigte  Zwecke“  der  Ab-
gabenordnung.

(2) Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirt-
schaftliche Zwecke.

Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsgemäßen Zwecke verwendet
werden. Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Ver-
eins. Der Verein darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des
Vereins fremd sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen be-
günstigen.

Ausgeschiedene oder ausgeschlossene Mitglieder haben keinen Anspruch
auf das Vereinsvermögen.

Eine Änderung im Status der Gemeinnützigkeit zeigt der Verein unverzüg-
lich  dem Bayerischen  Landes-Sportverband  e.  V.  und  den  betroffenen
Sportfachverbänden an.

§ 4 Verbandsmitgliedschaften

Der Verein ist Mitglied

a)  des Bayerischen Landes-Sportverbandes e. V. (BLSV). Durch die Mit-
gliedschaft von Einzelpersonen zum Verein wird die Zugehörigkeit der Ein-
zelpersonen zum Bayerischen Landes-Sportverband e.V. vermittelt.

b) des Sportverbandes Coburg.

c) Um die Durchführung der Vereinsaufgaben zu ermöglichen, kann der 
Vereinsausschuss den Eintritt in Sportfachverbände und den Austritt aus 
Sportfachverbänden beschließen.

B. Vereinsmitgliedschaft 

§ 5 Mitgliedschaft

(1) Mitglied des Vereins kann jede natürliche Person werden.

(2) Über den schriftlichen Aufnahmeantrag entscheidet der Vorstand mit 
einfacher Mehrheit. Mit Beschlussfassung beginnt die Mitgliedschaft.
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Der Aufnahmeantrag Minderjähriger bedarf der Unterschrift der/des ge-
setzlichen Vertreter/s.

Mit der Abgabe des unterzeichneten Aufnahmeantrags erkennt das Mit-
glied die Vereinssatzung und die Ordnungen in der jeweils gültigen Fas-
sung an.

(3) Ein Aufnahmeanspruch besteht nicht. Die Ablehnung der Aufnahme 
muss nicht begründet werden. Ein Rechtsmittel gegen die Ablehnung der 
Aufnahme besteht nicht. 

§ 6 Arten der Mitgliedschaft

(1) Der Verein besteht aus: 

     - aktiven Mitgliedern 

     - passiven Mitgliedern  

     - Ehrenmitgliedern 

(2) Aktive Mitglieder sind Mitglieder, die sämtliche Angebote des 
Vereins/der Abteilung, der sie angehören, im Rahmen der bestehenden 
Ordnungen nutzen können und/oder am Spiel- bzw. Wettkampfbetrieb 
teilnehmen können. 

(3) Für passive Mitglieder steht die Förderung des Vereins oder bestimm-
ter Vereinsabteilungen im Vordergrund. Sie nutzen die sportlichen Ange-
bote des Vereins nicht. 

(4) Ehrenmitglieder sind von der Beitragspflicht befreit. Ihnen steht ein 
Stimmrecht in der Mitgliederversammlung zu. Sie werden per Beschluss 
mit einfacher Mehrheit des Vereinsausschusses gewählt. 

§ 7 Beendigung der Mitgliedschaft 

(1) Die Mitgliedschaft endet durch Austritt, Ausschluss oder Tod.

Bei Beendigung der Mitgliedschaft, gleich aus welchem Grund, erlöschen 
alle Ansprüche aus dem Mitgliedschaftsverhältnis. Noch ausstehende Ver-
pflichtungen aus dem Mitgliedschaftsverhältnis, insbesondere ausstehende
Beitragspflichten, bleiben hiervon unberührt. Vereinseigene Gegenstände 
sind dem Verein herauszugeben oder wertmäßig abzugelten. Dem austre-

5



tenden Mitglied steht kein Anspruch auf Rückzahlung überzahlter Beiträge 
zu. 

(2) Der schriftlich an die Geschäftsadresse des Vereins zu richtende Aus-
tritt ist jederzeit zum Ende des Geschäftsjahres unter Einhaltung einer 
Frist von einem Monat möglich.

§ 8 Ausschluss aus dem Verein

(1) Ein Mitglied kann aus dem Verein auf Antrag eines anderen Mitglieds
oder eines Organs ausgeschlossen werden, wenn es 

a) trotz zweimaliger schriftlicher Mahnung mit der Zahlung von Zahlungs-
verpflichtungen (Beiträge, Umlagen, Gebühren etc.) in Verzug ist. Der Be-
schluss über den Ausschluss darf durch den Vereinsausschuss erst dann
gefasst werden, wenn seit Versendung der zweiten Mahnung, die den Hin-
weis auf den drohenden Ausschluss bei Nichtzahlung zu enthalten hat, ein
Monat verstrichen ist.  Der Beschluss über den Ausschluss ist dem betrof-
fenen Mitglied per Brief mitzuteilen. 

b) grobe Verstöße gegen die Satzung und Ordnungen begeht, 

c) in grober Weise den Interessen des Vereins und seiner Ziele zuwider-
handelt,

d) sich grob unsportlich verhält,

e) dem Verein oder dem Ansehen des Vereins durch unehrenhaftes Verhal-
ten, insbesondere durch Kundtun extremistischer Gesinnung oder durch
Verstoß gegen die Grundsätze des Kinder- und Jugendschutzes, schadet,

f) die Amtsfähigkeit (§ 45 StGB) verliert.

(2)  Über  den  Ausschluss  entscheidet  der  Vereinsausschuss  mit  Zwei-
drittelmehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen. 

Vor dieser Entscheidung ist der Antrag auf Ausschluss dem betroffenen
Mitglied samt Begründung zuzuleiten. Das betroffene Mitglied hat Gele-
genheit innerhalb von drei Wochen Stellung zu nehmen. Nach Ablauf der
Frist ist vom Vereinsausschuss unter Berücksichtigung einer zugegange-
nen Stellungnahme des betroffenen Mitglieds über den Antrag zu entschei-
den.

Der  Beschluss  ist  dem Mitglied  schriftlich  mit  Gründen  mittels  (einge-
schriebenen) Briefes mitzuteilen. Er wird mit Zustellung an das betroffene
Mitglied wirksam.
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Dem betroffenen Mitglied steht gegen den Ausschluss kein Beschwerde-
recht zu. Der Weg zu den ordentlichen Gerichten bleibt unberührt.

C. Rechte und Pflichten der Mitglieder 

§ 9 Beiträge, Gebühren, Beitragseinzug

(1) Die Mitglieder sind verpflichtet Beiträge zu zahlen. Es können zusätz-
lich Umlagen, Gebühren für besondere Leistungen des Vereins sowie ab-
teilungsspezifische Beiträge erhoben werden. 

(2) Über die Höhe der Beiträge und Umlagen entscheidet die Mitglieder-
versammlung mit einfacher Mehrheit der anwesenden stimmberechtigten 
Mitglieder. 

Umlagen können bis zur Höhe des Zweifachen des jährlichen Mitgliedsbei-
trages festgesetzt werden. Beschlüsse über Beitragsfestsetzungen sind 
den Mitgliedern bekannt zu geben. 

Der Vereinsausschuss kann durch Beschluss Gebühren für besondere Leis-
tungen des Vereins sowie abteilungsspezifische Beiträge erheben und Fa-
milienbeiträge festsetzen. 

Der Familienbeitrag umfasst die Beitragsverpflichtung einer Familie mit 
minderjährigen Kindern. Minderjährige Mitglieder werden mit Vollendung 
des 18. Lebensjahrs und Eintritt der Volljährigkeit als erwachsene Mitglie-
der beitragsmäßig veranlagt, soweit für sie kein Anspruch auf Kindergeld 
nach dem Bundeskindergeldgesetz besteht.

(3) Bei unterjährigem Eintritt wird der Beitrag monatsmäßig berechnet.

(4) Das Mitglied ist verpflichtet, dem Verein Änderungen der Bankverbin-
dung, der Anschrift sowie der E-Mail-Adresse mitzuteilen. 

(5) Mitglieder, die nicht am SEPA-Lastschriftverfahren teilnehmen, tragen 
den erhöhten Verwaltungsaufwand des Vereins durch eine Bearbeitungs-
gebühr, die der Vorstand durch Beschluss festsetzt. 

(6) Von Mitgliedern, die dem Verein eine Einzugsermächtigung erteilt ha-
ben, wird der Beitrag zum Fälligkeitstermin eingezogen. 

(7) Kann der Bankeinzug aus Gründen, die das Mitglied zu vertreten hat, 
nicht erfolgen, sind dadurch entstehende Bankgebühren durch das Mit-
glied zu tragen.  
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(8) Fällige Beitragsforderungen werden vom Verein außergerichtlich und 
gerichtlich geltend gemacht. Die entstehenden Kosten hat das Mitglied zu 
tragen. 

(9) Der Vereinsausschuss kann in begründeten Einzelfällen Beitragsleis-
tungen oder -pflichten ganz oder teilweise erlassen oder stunden, bzw. 
Mitgliedern die Teilnahme am SEPA-Lastschriftverfahren erlassen. 

(10) Ehrenmitglieder und Ehrenvorsitzende sind beitragsfrei. 

§ 10 Ordnungsgewalt des Vereins

(1) Jedes Mitglied ist verpflichtet, die Regelungen dieser Satzung, sowie 
der Vereinsordnungen zu beachten, einzuhalten und insbesondere den An-
weisungen und Entscheidungen der Vereinsorgane, Mitarbeiter und 
Übungsleiter Folge zu leisten.

(2) Ein Mitglied kann nach vorheriger Anhörung vom Vereinsausschuss bei
Vorliegen einer der in § 8 (1) für den Vereinsausschluss genannten Vor-
aussetzungen mit folgenden Ordnungsmaßnahmen belegt werden:

a) Verwarnung

b) Ordnungsgeld, das der Vereinsausschuss in angemessener Höhe fest-
legt. Die Obergrenze liegt bei € 500.

c) Ausschluss für längstens ein Jahr an der Teilnahme an sportlichen und 
sonstigen Veranstaltungen des Vereins oder der Verbände, welchen der 
Verein angehört

d) Betretungs- und Benutzungsverbot für längstens ein Jahr für alle vom 
Verein betriebenen Sportanlagen und Gebäude.

(3) Das Verfahren wird vom Vorstand eingeleitet. 

(4) Das betroffene Mitglied wird aufgefordert innerhalb einer Frist von drei
Wochen zu dem Antrag Stellung zu nehmen. Nach Ablauf der Frist ist vom 
Vereinsausschuss unter Berücksichtigung einer zugegangenen Stellung-
nahme des betroffenen Mitglieds über den Antrag zu entscheiden. 

(5) Der Vereinsausschuss entscheidet durch Beschluss mit Zweidrittel-
mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen über die Vereinsstrafe. 
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(6) Der Beschluss ist dem Mitglied schriftlich mit Gründen mittels einge-
schriebenen Briefes mitzuteilen.  Die Vereinsstrafe wird mit Bekanntgabe 
an das betroffene Mitglied wirksam. 

(7) Dem betroffenen Mitglied steht gegen den Beschluss über die verhäng-
te Vereinsstrafe kein Beschwerderecht zu. Der Weg zu den ordentlichen 
Gerichten bleibt unberührt.

D. Die Organe des Vereins 

§ 11 Organe des Vereines

Organe des Vereines sind:

 die Mitgliederversammlung
 der Vorstand

 der Vereinsausschuss 

§ 12 Mitgliederversammlung

(1) Eine Mitgliederversammlung findet mindestens einmal im Kalenderjahr
statt. Die Mitgliederversammlung soll bis zum 30. April eines Kalenderjah-
res durchgeführt werden. 

(2) Die Mitgliederversammlung wird vom Vorstand unter Einhaltung einer 
Frist von vier Wochen in Textform (per E-Mail oder Brief) unter Angabe der
Tagesordnung einberufen. Die Frist beginnt mit dem auf die Absendung 
des Einladungsschreibens folgenden Tag. Die Tagesordnung setzt der Vor-
stand durch Beschluss fest. Es sind alle Mitglieder einzuladen. Das Einla-
dungsschreiben gilt als zugegangen, wenn es an die letzte vom Vereins-
mitglied bekannt gegebene Adresse gerichtet ist.

(3) Der Vorstand kann jederzeit eine Mitgliederversammlung einberufen, 
wenn das Interesse des Vereins es erfordert oder wenn die Einberufung 
von 25 % aller Mitglieder schriftlich unter Angabe des Zwecks und der 
Gründe vom Vorstand verlangt wird. Gegenstand der Beschlussfassung ei-
ner derartigen Mitgliederversammlung sind nur die mit der Einberufung 
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mitgeteilten Tagesordnungspunkte. Ergänzungen der Tagesordnung sowie 
weitere Anträge sind ausgeschlossen. Einberufungsform und –frist erge-
ben sich aus Absatz 2. 

(4) Jede ordnungsgemäß einberufene Mitgliederversammlung ist unab-
hängig von der Anzahl der anwesenden Mitglieder beschlussfähig. 

(5) Die Mitgliederversammlung wird vom 1. Vorsitzenden, bei dessen Ver-
hinderung von einem anderen Mitglied des Vorstandes geleitet. Ist kein 
Mitglied des Vorstands anwesend, bestimmt die Versammlung einen Ver-
sammlungsleiter. Der Versammlungsleiter bestimmt den Protokollführer. 

(6) Alle Abstimmungen und Wahlen erfolgen offen per Handzeichen. Über 
einen Antrag auf geheime Abstimmung entscheidet die Mitgliederver-
sammlung. Eine geheime Abstimmung ist durchzuführen, wenn dies von 
mindestens 25 % der erschienenen Stimmberechtigten verlangt wird. 

(7) Die Mitgliederversammlung entscheidet bei Beschlüssen und Wahlen 
mit einfacher Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen, soweit die 
Satzung nichts Anderes bestimmt. Stimmenthaltung wird als ungültige 
Stimme gezählt. Beschlüsse über die Änderung der Satzung bedürfen der 
Dreiviertelmehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen. Eine Änderung 
des Vereinszwecks erfordert die Zustimmung von 9/10 aller Mitglieder.

(8) Über die Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll aufzu-
nehmen, das vom Versammlungsleiter und vom Protokollführer zu unter-
zeichnen ist. 

(9) Jedes Mitglied hat mit Vollendung des 16. Lebensjahres in der Mitglie-
derversammlung ein Stimmrecht. Wählbar ist jedes Mitglied mit Vollen-
dung des 18. Lebensjahres. Jedes stimmberechtigte Mitglied hat eine 
Stimme. Das Stimmrecht kann nur persönlich ausgeübt werden und ist 
nicht übertragbar. 

(10) Die Mitglieder des Vorstands werden einzeln gewählt. Es ist der Kan-
didat gewählt, der mehr als die Hälfte der abgegebenen gültigen Stimmen 
erhalten hat (absolute Mehrheit). Erreicht die absolute Mehrheit kein Kan-
didat im 1. Wahlgang, findet eine Stichwahl zwischen den beiden Kandi-
daten mit der höchsten Stimmenzahl statt. Gewählt ist im 2. Wahlgang 
der Kandidat, der die meisten Stimmen erhält (relative Mehrheit). Bei glei-
cher Stimmenzahl ist keiner der Kandidaten gewählt. Die Vorstandsmit-
glieder sind wirksam gewählt, wenn die gewählten Kandidaten das Amt 
angenommen haben. 

(11) Alle Mitglieder können bis zwei Wochen vor dem Termin der Mitglie-
derversammlung schriftlich Anträge zur Tagesordnung mit Begründung 
beim Vorstand einreichen. Für die Berechnung der Zwei-Wochen-Frist ist 
der Eingang des Antrages maßgebend. Eingegangene Anträge sowie die 
ergänzte endgültige Tagesordnung sind auf der Homepage oder als Aus-
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hang in der Kurt-Heller-Halle des Vereins bis eine Woche vor dem Termin 
der Mitgliederversammlung zu veröffentlichen.

§ 13 Zuständigkeit der Mitgliederversammlung 

Die Mitgliederversammlung ist unter anderem für folgende Vereinsangele-
genheiten zuständig: 

1. Entgegennahme der Berichte des Vereinsausschusses;

2. Entgegennahme der Haushaltsplanung durch den Vereinsausschuss; 

3. Entgegennahme der Rechnungslegung des Vorstands; 

4. Entgegennahme der Kassenprüfberichte; 

5. Entlastung des Vorstands und des Vereinsausschusses;

6. Wahl und Abberufung der Mitglieder des Vorstands;

7. Wahl und Abberufung der sonstigen Mitglieder des Vereinsausschusses;

8. Wahl der Kassenprüfer; 

9. Änderung der Satzung und Beschlussfassung über Auflösung oder Fusi-
on des Vereins;

10. Beschlussfassungen über eingereichte Anträge;

11. Sonstige der Mitgliederversammlung nach dieser Satzung zugewiesene
Aufgaben.

§ 14 Vorstand

(1) Der Vorstand i.S.d. § 26 BGB besteht aus dem

 1. Vorsitzenden
 bis zu zwei stellvertretenden Vorsitzenden

 Vorstand Finanzen

 Schriftführer/in
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(2) Besteht der Vorstand aus zwei stellvertretenden Vorsitzenden, ist ei-
ner von ihnen als erster stellvertretender Vorsitzender und einer als 
zweiter stellvertretender Vorsitzender zu wählen.

 (3) Der Verein wird gerichtlich und außergerichtlich durch den 1. Vor-
sitzenden und den Vorstand Finanzen jeweils allein oder durch zwei Mit-
glieder des Vorstands jeweils gemeinsam vertreten.

(4) Aufgabe des Vorstandes ist die Leitung und Geschäftsführung des Ver-
eins. Er ist für alle Aufgaben zuständig, die nicht durch die Satzung oder 
Ordnung einem anderen Vereinsorgan zugewiesen sind.

(5) Der Vorstand wird durch die Mitgliederversammlung auf die Dauer von 
zwei Jahren gewählt. Die Wahl erfolgt einzeln.

Abwesende können gewählt werden, wenn sie ihre Bereitschaft zur Wahl 
des Amtes vorher schriftlich erklärt haben und die schriftliche Erklärung in
der Mitgliederversammlung vorliegt. 

Wiederwahl ist möglich.

Vorstandsmitglieder nach § 9 Abs. 1 können nur Vereinsmitglieder wer-
den.

Der Vorstand bleibt auch nach Ablauf der Amtszeit bis zur satzungsgemä-
ßen Neuwahl des Vorstandes im Amt. 

Scheidet ein Mitglied des Vorstandes vor Ablauf der Amtsperiode aus, so 
kann vom Vereinsausschuss für den Rest der Amtszeit ein neues Vor-
standsmitglied hinzu gewählt werden. 

(6) Verschiedene Vorstandsämter können von einer Person nur dann 
wahrgenommen werden, wenn ein Vorstandsmitglied frühzeitig ausschei-
det und dieses Amt durch eine Nachwahl im Vereinsausschuss nicht be-
setzt ist. Das gilt jedoch nur bis zur nächsten Mitgliederversammlung. 
Darüber hinaus können Vorstandsmitglieder kein weiteres Amt in einem 
Organ des Vereins wahrnehmen.

(7) Der Vorstand ist, unabhängig davon, ob alle Vorstandsämter besetzt 
sind, in der Geschäftsführung nicht beschränkt.

(8) Die Sitzungen werden durch den Vorsitzenden, im Falle dessen Verhin-
derung durch ein anderes Vorstandsmitglied einberufen und geleitet.

Jede ordnungsgemäß einberufene Vorstandssitzung ist unbeschadet der 
Anwesenheit einzelner Vorstandsmitglieder beschlussfähig, wenn mindes-
tens zwei Vorstandsmitglieder anwesend sind.
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Die Mitglieder des Vorstandes haben in der Sitzung je eine Stimme. Bei 
Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des 1. Vorsitzenden. Der Vor-
stand kann Beschlüsse im Umlaufverfahren per Mail oder per Telefonkon-
ferenz fassen, wenn mindestens zwei Vorstandsmitglieder an der Be-
schlussfassung per Mail oder Telefonkonferenz mitwirken. In Telefonkonfe-
renzen gefasste Beschlüsse sind innerhalb einer Woche schriftlich zu pro-
tokollieren. Per Mail gefasste Beschlüsse sind auszudrucken und zu archi-
vieren.

(9) Beschlüsse des Vorstandes sind zu protokollieren.

§ 15 Vereinsausschuss

(1) Der Vereinsausschuss setzt sich zusammen aus

 den Mitgliedern des Vorstandes

 den Abteilungsleitern

Er kann darüber hinaus noch Beisitzer für bestimmte Aufgabengebiete hin-
zu berufen.

(2) Aufgaben des Vereinsausschusses sind insbesondere 

- die Aufstellung des Haushaltsentwurfs und eventueller Nachträge. 

- die Vorlage von Jahresberichten für die Mitgliederversammlung. 

- der Ausschluss von Mitgliedern gem. § 8 und Verhängung von Sanktio-
nen gem. § 11 dieser Satzung. 

- die kommissarische Bestellung von ausgeschiedenen Mitgliedern des 
Vorstands. 

- die Festsetzung der Beitragsfälligkeit.

- die Festsetzung eines Familienbeitrags nach § 9 Abs.2 dieser Satzung.

- die Gründung und Auflösung von Abteilungen nach § 16 dieser Satzung.

- der Erlass von Vereinsordnungen nach § 19 dieser Satzung.
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(3) Der Vereinsausschuss tritt mindestens zweimal im Jahr zusammen, 
ansonsten nach Bedarf oder wenn ein Drittel seiner Mitglieder dies bean-
tragt. Die Sitzungen werden durch den Vorsitzenden, im Falle dessen Ver-
hinderung durch ein anderes Vorstandsmitglied einberufen und geleitet.

(4) Neben den satzungsgemäßen Aufgaben berät der Vereinsausschuss 
den Vorstand. 

Die Mitgliederversammlung kann dem Vereinsausschuss weitergehende 
Einzelaufgaben übertragen.

§ 16 Abteilungen

(1)  Für  die  im Verein  betriebenen Sportarten  können vom Vereinsaus-
schuss rechtlich unselbstständige Abteilungen gebildet und aufgelöst wer-
den. Den Abteilungen steht nach Maßgabe der Beschlüsse des Vereinsaus-
schusses das Recht zu, in ihrem eigenen sportlichen Bereich tätig zu sein. 

(2) Die Abteilungen benennen ihre Abteilungsleitung für die Wahl in der
Mitgliederversammlung auf die Dauer von zwei Jahren.

Die Satzung des Vereins gilt für die Abteilungen entsprechend. 

(3) Der Vorstand kann einen Abteilungsleiter durch Beschluss abberufen, 
wenn er 

 a) gegen die Interessen des Vereins oder

 b) gegen die Vereinssatzung oder

 c) gegen Vereinsordnungen oder

 d) gegen Beschlüsse der Vereinsorgane

verstößt.

Der betroffene Abteilungsleiter ist vorher anzuhören.

(4) Die Abteilungen können kein eigenes Vermögen bilden.

F. Sonstige Bestimmungen 
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§ 17 Vergütungen für die Vereinstätigkeit

(1) Die Vereins- und Organämter werden grundsätzlich ehrenamtlich aus-
geübt, soweit nicht diese Satzung etwas Anderes bestimmt.

(2) Vorstandsmitglieder erhalten für die Vorstandstätigkeit im Rahmen der
gesetzlichen Voraussetzungen eine pauschale Tätigkeitsvergütung (Ehren-
amtspauschale) in Höhe des nach § 3 Nr. 26a EStG zulässigen Höchstbe-
trages.

(3) Bei Bedarf können Vereinsämter im Rahmen der haushaltsrechtlichen
Möglichkeiten entgeltlich auf der Grundlage eines Dienstvertrages oder ge-
gen Zahlung einer Aufwandsentschädigung nach § 3 Nr. 26a EStG ausge-
übt werden.

Die  Entscheidung  über  eine  solche  entgeltliche  Vereinstätigkeit  trifft
grundsätzlich der Vorstand. Gleiches gilt für die Vertragsinhalte und die
Vertragsbeendigung. 

(4) Der Vorstand ist ermächtigt, Tätigkeiten für den Verein gegen Zahlung
einer angemessenen Vergütung oder Aufwandsentschädigung zu beauftra-
gen. Maßgebend ist die Haushaltslage des Vereins.

(5) Zur Erledigung der Geschäftsführungsaufgaben und zur Führung der
Geschäftsstelle  ist  der  Vorstand ermächtigt,  im Rahmen der  haushalts-
rechtlichen Möglichkeiten, hauptamtlich Beschäftigte anzustellen.

(6) Im Übrigen haben die Mitglieder  und Mitarbeiter  des Vereins einen
Aufwendungsersatzanspruch nach § 670 BGB für solche Aufwendungen,
die ihnen durch die Tätigkeit für den Verein entstanden sind. Hierzu gehö-
ren Fahrtkosten, Reisekosten, Porto, Telefon, etc., im Rahmen der steuer-
freien Pauschal- und Höchstbeträge.

(7) Der Anspruch auf Aufwendungsersatz kann nur innerhalb einer Frist
von sechs Monaten nach seiner Entstehung geltend gemacht werden. Er-
stattungen werden nur gewährt, wenn die Aufwendungen mit Belegen und
Aufstellungen, die prüffähig sein müssen, nachgewiesen werden.

§ 18 Kassenprüfung

(1) Die Mitgliederversammlung wählt zwei Kassenprüfer und zwei Ersatz-
kassenprüfer,  die nicht dem Vorstand oder Vereinsausschuss angehören
dürfen. 

(2)  Die  Amtszeit  der  Kassenprüfer  und  der  Ersatzkassenprüfer  beträgt
zwei Jahre, wobei ein Kassenprüfer und ein Ersatzkassenprüfer in geraden
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Jahren  und  ein  Kassenprüfer  und  ein  Ersatzkassenprüfer  in  ungeraden
Jahren gewählt werden. Die Wiederwahl für eine weitere Amtszeit ist zu-
lässig. Die Mitgliederversammlung kann stattdessen oder zusätzlich quali-
fizierte Dritte mit der Prüfung der Ordnungsgemäßheit der Geschäftsfüh-
rung durch den Vorstand beauftragen. 

(3) Die Kassenprüfer prüfen einmal jährlich die gesamte Vereinskasse mit
allen Konten, Buchungsunterlagen und Belegen. Sie sind zur umfassenden
Prüfung aller Kassen und aller Unterlagen in sachlicher und rechnerischer
Hinsicht berechtigt. 

Sie erstatten der Mitgliederversammlung Bericht.  Über das Ergebnis der
Prüfung ist dem Vorstand mindestens zwei Wochen vor Durchführung der
Hauptversammlung vorab Bericht zu erstatten. 

(4) Sonderprüfungen sind möglich.

(5) Art und Umfang der Kassenprüfung sowie die Veranlassung von Son-
derprüfungen sind in der Finanzordnung geregelt.

§ 19 Vereinsordnungen 

Soweit die Satzung nicht Abweichendes regelt ist der Vereinsausschuss
ermächtigt durch Beschluss nachfolgende Ordnungen zu erlassen. 

a) Beitragsordnung 

b) Finanzordnung 

c) Ehrenordnung

d) Geschäftsordnung für den Vereinsausschuss. 

Abteilungen können Abteilungsordnungen beschließen; diese bedürfen der
Genehmigung des Vereinsausschusses. 

Die Ordnungen sind nicht Bestandteil der Satzung. 

§ 20 Haftung

(1) Ehrenamtlich Tätige und Organ- oder Amtsträger, deren Vergütung die
Höchstgrenze nach § 3 Nr.26a EStG im Jahr nicht übersteigt, haften für
Schäden gegenüber den Mitgliedern und gegenüber dem Verein, die sie in
Erfüllung ihrer ehrenamtlichen Tätigkeit verursachen, nur für Vorsatz und
grobe Fahrlässigkeit. 
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(2) Der Verein haftet gegenüber den Mitgliedern im Innenverhältnis nicht
für fahrlässig verursachte Schäden, die Mitglieder bei der Ausübung des
Sports, bei Benutzung von Anlagen oder Einrichtungen des Vereins oder
bei Vereinsveranstaltungen erleiden, soweit solche Schäden nicht durch
Versicherungen des Vereins abgedeckt sind.

§ 21 Datenschutz

(1) Zur Erfüllung der satzungsgemäßen Aufgaben des Vereines und der
Verpflichtungen, die sich aus der Mitgliedschaft im Bayerischen Landes-
Sportverband (BLSV) und aus der Mitgliedschaft in dessen zuständigen
Sportfachverbänden ergeben, werden im Verein unter Beachtung der ge-
setzlichen  Vorgaben  des  Bundesdatenschutzgesetzes  (BDSG)  folgende
personenbezogene Daten von Vereinsmitgliedern digital gespeichert:

Name, Adresse, Telefonnummer(n), E-Mail-Adresse, Geburtsdatum, Bank-
verbindung, Abteilungszugehörigkeit. 

(2) Als  Mitglied des  Bayerischen Landes-Sportverbandes  ist  der  Verein
verpflichtet, im Rahmen der Bestandsmeldung folgende Daten seiner Mit-
glieder an den BLSV zu melden: 

Name, Vorname, Geburtsdatum, Geschlecht, Sportartenzugehörigkeit. 

Die Meldung dient zu Verwaltungs- und Organisationszwecken des BLSV.
Soweit sich aus dem Betreiben bestimmter Sportarten im Verein eine Zu-
ordnung zu bestimmten Sportfachverbänden  ergibt,  werden diesen  für
deren Verwaltungs- und Organisationszwecke bzw. zur Durchführung des
Wettkampfbetriebes die erforderlichen Daten betroffener Vereinsmitglie-
der zur Verfügung gestellt.

(3) Jedes Vereinsmitglied hat das Recht auf: 

a) Auskunft über die zu seiner Person gespeicherten Daten; 

b) Berichtigung über die zu seiner Person gespeicherten Daten, wenn sie
unrichtig sind; 

c) Sperrung der zu seiner Person gespeicherten Daten, wenn sich bei be-
haupteten Fehlern weder deren Richtigkeit noch deren Unrichtigkeit fest-
stellen lässt; 

d) Löschung der zu seiner Person gespeicherten Daten, wenn die Speiche-
rung unzulässig war. 

(4) Den Organen des Vereins, allen Mitarbeitern oder sonst für den Verein
Tätigen ist es unter-sagt, personenbezogene Daten unbefugt zu anderen
als dem jeweiligen Aufgabenerfüllung gehörenden Zweck zu verarbeiten,
bekannt zu geben, Dritten zugänglich zu machen oder sonst zu nutzen.
Diese Pflicht besteht auch über das Ausscheiden der oben genannten Per-
sonen aus dem Verein hinaus.
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(5) Zur Wahrnehmung satzungsgemäßer Mitgliederrechte kann bei Ver-
langen der Vorstand gegen die schriftliche Versicherung, dass die Adres-
sen nicht zu anderen Zwecken verwendet werden, Mitgliedern bei Darle-
gung eines berechtigten Interesses Einsicht in das Mitgliederverzeichnis
gewähren.

(6) Bei Beendigung der Mitgliedschaft werden personenbezogene Daten,
soweit sie die Kassengeschäfte betreffen, entsprechend der steuerrecht-
lich bestimmten Fristen aufbewahrt.

G. Schlussbestimmungen 

§ 22 Auflösung des Vereines

(1) Die Auflösung des Vereins kann nur in einer eigens zu diesem Zweck
und unter Einhaltung einer vierwöchigen Frist einberufenen Mitgliederver-
sammlung beschlossen werden. In dieser Versammlung müssen vier Fünf-
tel  der  stimmberechtigten  Vereinsmitglieder  anwesend  sein.  Zur  Be-
schlussfassung  ist  eine  Dreiviertelmehrheit  der  abgegebenen  gültigen
Stimmen notwendig. Kommt eine Beschlussfassung nicht zustande, so ist
innerhalb von vier Wochen eine weitere Mitgliederversammlung einzube-
rufen,  die  ohne Rücksicht auf  die  Zahl  der  anwesenden Mitglieder  be-
schlussfähig ist. Darauf ist bei der Einberufung hinzuweisen.

(2) Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke
fällt  das  Vermögen an  die  Stadt  Coburg,  die  es  unmittelbar  und aus-
schließlich  für  gemeinnützige  Zwecke,  insbesondere  zur  Förderung des
Sports zu verwenden hat. 

Ist wegen Auflösung des Vereins oder Entziehung der Rechtsfähigkeit die
Liquidation des Vereinsvermögens erforderlich, sind die zu diesem Zeit-
punkt im Amt befindlichen Vereinsvorsitzenden die Liquidatoren; es sei
denn,  die  Mitgliederversammlung  beschließt  auf  einer  ordnungsgemäß
einberufenen Mitgliederversammlung über die Einsetzung eines anderen
Liquidators mit ¾-Mehrheit  der anwesenden stimmberechtigten Mitglie-
der.

§ 23 Gültigkeit dieser Satzung

(1) Diese Satzung wurde durch die Mitgliederversammlung am 11. März
2017 beschlossen. 

(2) Diese Satzung tritt mit Eintragung in das Vereinsregister in Kraft. 
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(3) Alle bisherigen Satzungen treten zu diesem Zeitpunkt außer Kraft. 
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